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18 b) Nach dem wissenschaftlichen Erkenntnisstand handelt es sich bei der 

Legasthenie um eine dauerhafte Lese- und Schreibstörung aufgrund einer 

neurobiologischen, entwicklungsbiologisch und zentralnervös begründeten Störung der 

Hirnfunktion. Davon zu unterscheiden sind Lese- und Rechtschreibschwächen, die 

andere Ursachen haben und erfolgversprechend behandelt werden können. 

Legasthenie lässt Begabung und Intelligenz unberührt; … 

22,23 - > Notenschutz 

25 a) Nach Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG darf niemand wegen seiner Behinderung 

benachteiligt werden. Bei der Legasthenie handelt es sich anerkanntermaßen um eine 

Behinderung im Sinne dieser Bestimmung … 

26 … Behinderte aber wegen der unterschiedlichen Auswirkungen der 

Rechtsanwendung faktisch (mittelbar) benachteiligt werden, … 

27 Allerdings folgt daraus im Allgemeinen kein Anspruch darauf, dass eine konkrete 

mittelbare Benachteiligung unterbleibt oder beseitigt wird. Vielmehr steht Normgebern 

und Verwaltung bei ihrer Entscheidung darüber, ob und inwieweit sie dem 

grundgesetzlichen Fördergebot Rechnung tragen, regelmäßig ein 

Einschätzungsspielraum zu. …. 
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